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Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundesregierung 
wie folgt: 


1. Ist die Bundesregierung grundsätzlich bereit und bestrebt, 
Gesetzgebungszuständigkeiten des Bundes auf die Länder zu 
übertragen? 

Die Bundesregierung läßt sich bei ihren verfassungspolitischen 
Entschlüssen von der Überlegung leiten, daß bei aller notwen- 
digen Fortentwicklung des Grundgesetzes dessen bewährte 
Grundprinzipien nicht angetastet werden dürfen. Zu diesen 
Grundprinzipien gehört auch die bundesstaatliche Staatsform 
(Artikel 20 Abs. 1 GG) sowie die Gliederung des Bundes in 
Länder und die grundsätzliche Mitwirkung der Länder bei der 
Gesetzgebung (Artikel 79 Abs. 3 GG). Die Bundesregierung hat 
deshalb stets darauf geachtet, daß die von ihr angeregten Ver- 
änderungen in der Gesetzgebungszuständigkeit die Eigenstän- 
digkeit der Länder nicht beeinträchtigen. 

Die vom Deutschen Bundestag eingesetzte Enquete-Kommission 
Verfassungsreform sollte nach Auffassung der Bundesregierung 
die verschiedenen Veränderungen in der Gesetzgebungszustän- 
digkeit zum Anlaß nehmen zu prüfen, ob und gegebenenfalls 
wie diese Zuständigkeiten neu geordnet werden sollen und 
können. In diese Prüfung sollte auch die Frage einbezogen wer- 
den, ob Gesetzgebungszuständigkeiten des Bundes auf die Län- 
der übertragen werden können. 
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2. Hat die Bundesregierung bestimmte Vorschläge zur Über- 
tragung von Gesetzgebungszuständigkeiten des Bundes auf die 
Länder? 

Die Bundesregierung wird der Enquete-Kommission Verfas- 
sungsreform ihre Vorstellungen zur Neuordnung der Gesetz- 
gebungszuständigkeiten rechtzeitig unterbreiten. Mit eigenen 
verfassungspolitischen Initiativen möchte sie sich während der 
Arbeiten der Enquete-Kommission Verfassungsreform weit- 
gehend zurückhalten. 


3. Hat der Bund bisher von seiner Kompetenz im Bereich der 
konkurrierenden Gesetzgebung und der Rahmengesetzgebung 
so weit Gebrauch gemacht, daß für eine primäre oder er- 
gänzende Gesetzgebung durch die Länder kein Bedarf mehr 
besteht? 

Im Bereich der konkurrierenden Gesetzgebung hat der Bund von 
seiner Gesetzgebungskompetenz zwar weitgehend, aber nicht 
erschöpfend Gebrauch gemacht, übrigens ohne grundsätzliche 
Einwendungen der Länder. Die verfassungsrechtlichen Möglich- 
keiten, Rahmenvorschriften zu erlassen (Artikel 75 GG), hat er 
dagegen bisher nur zum Teil genützt. Die Bundesregierung ist 
daher nicht der Auffassung, daß bei einer Beibehaltung des 
bisherigen Systems der enumerativen Verteilung der Gesetz- 
gebungszuständigkeiten auf die konkurrierende Zuständigkeit 
der Länder zur Gesetzgebung verzichtet werden könnte. Es 
müßte vielmehr geprüft werden, ob der Bundesgesetzgeber in 
geeigneten Fällen der ergänzenden Gesetzgebung der Länder 
den Vorzug geben könnte anstelle der Ermächtigung von Lan- 
desregierungen zum Erlaß von Rechtsverordnungen. 
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